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Zusammenfassung
In Deutschland und der Schweiz wird seit einigen Jahren in-
tensiv über Flächenverbrauch und Zersiedelung debattiert.
Kantonale Richtpläne sowie Landesraumordnungsprogram-
me und Regionalpläne enthalten verbindliche Vorgaben zur
Steuerung der Siedlungsentwicklung. Es fehlt an Studien, wel-
che die regionale Umsetzung dieser Vorgaben untersuchen.
Der vorliegende Beitrag analysiert die Umsetzung ausgewähl-
ter Instrumente der überörtlichen Raumplanung zur Steue-
rung der Siedlungsentwicklung in Regionen Deutschlands
und der Schweiz unter Verwendung des Policy-Arrangement-
Konzepts. Die Fallstudienanalyse umfasst die Planungsre-
gionen Oberland (Bayern) und Südlicher Oberrhein (Baden-
Württemberg) sowie die Kantone Zürich und St. Gallen. Die
Ergebnisse zeigen, dass raumplanerische Instrumente in Aus-
handlungsprozessen umgesetzt werden, in denen Spielräume
und Alternativen ausgelotet werden. Zentral ist dabei eine
regionsspezifische Gemengelage aus (i) einer Verzahnung for-
meller und informeller Instrumente und Prozesse, (ii) einem
Spannungsfeld zwischen übergeordnetem Kontext, überörtli-
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chem Steuerungsanspruch und kommunaler Planungshoheit
und (iii) sich überlagernden übergeordneten und regionsspe-
zifischen Diskursen. Das Policy-Arrangement-Konzept hilft da-
mit, besser zu verstehen, wie Raumplanung funktioniert.

Schlüsselwörter: Regional governance � Policy
arrangement � Umsetzung � Kantonale Richtplanung �

Regionalplanung

How does spatial planning work? Implementing
instruments for managing settlement
development in Germany and Switzerland

Abstract
In Germany and Switzerland, land use and urban sprawl there
has been a central topic of public debate for several years.
Cantonal structure plans in Switzerland as well as state and
regional plans in Germany contain binding regulations for
managing settlement development. Studies that examine the
implementation of these regulations are lacking. This pa-
per analyses the implementation of selected instruments of
supra-local spatial planning for managing settlement devel-
opment in Germany and Switzerland using the Policy Arrange-
ment Approach. The case study covers the regions Oberland
(Bavaria), Südlicher Oberrhein (Baden-Württemberg) and the
cantons of Zurich and St. Gallen. The results show that actors
implement spatial-planning instruments in situative negotia-
tion processes in which they exploremargins and alternatives.
Central to these processes is a regional specific overlapping
of (i) interlinkings of formal and informal instruments, (ii)
the interplay between local autonomy, supra-local control
and superordinate context factors, and (iii) the overlapping
of supra-local and regional discourses. The results show that
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the Policy Arrangement Approach helps to better understand
how spatial planning works.

Keywords: Regional governance � Policy arrangement �

Implementation � Cantonal planning � Regional planning

1 Einleitung
Die hohe Inanspruchnahme von Freiflächen für Siedlung
und Verkehr hält unvermindert an (Bovet/Reese/Köck
2018). So ist in der Schweiz die Siedlungsfläche in 23
von 26 Kantonen zwischen 1992/1997 und 2013/2018 um
16% gestiegen.1 In Deutschland ist von 1996 bis 2015
ein Anstieg von 17% zu verzeichnen (vgl. auch Kießling/
Wohlgemuth/Pütz 2021).2 Negative Folgen der Flächen-
neuinanspruchnahme und Zersiedelung sind unter anderem
hohe Infrastrukturkosten (Oueslati/Alvanides/Garrod 2015:
1595) und eine Fragmentierung der Landschaft (Meinel/
Henger/Krüger et al. 2020: 235).

Die Treiber der Flächeninanspruchnahme sind in
Deutschland und der Schweiz ähnlich (Schultz/Dosch
2005: 12). Dazu gehören die verbesserte Erreichbarkeit
von Städten und Gemeinden (BMVBS/BBSR 2009: 93;
Weilenmann/Seidl/Schulz 2017: 481), fiskalische Fehl-
anreize wie Subventionen für Pendlerinnen und Pendler
(BMVBS/BBSR 2009: 93; Waltert/Seidl 2013: 178) und
eine steigende Anzahl an kleineren Haushalten (Schultz/
Dosch 2005: 12; Weilenmann/Seidl/Schulz 2017: 480).
Während in Kernstädten die zur Verfügung stehenden
Flächen zunehmend knapper und teurer werden, steigt
der Druck auf Flächen in Umlandgemeinden (Hesse/
Mecklenbrauck/Polívka et al. 2016: 275) (vgl. auch Kieß-
ling/Wohlgemuth/Pütz 2021). Daher erfordern die räumli-
chen Verflechtungen in vielen Stadtregionen eine regionale
Steuerung der Siedlungsentwicklung (Priebs 2018b: 2553).

Das gestiegene Bewusstsein für die weiterhin hohe Flä-
cheninanspruchnahme hat in Deutschland und der Schweiz
zu verschiedenen gesellschaftspolitischen Initiativen ge-
führt. Beispiele sind das bayerische Bürgerbegehren „Be-

1 Vgl. Arealstatistik Schweiz; https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/
home/statistiken/raum-umwelt/erhebungen/area.assetdetail.
6813.html; https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/
raum-umwelt/bodennutzung-bedeckung/siedlungsflaechen.html
(06.05.2022). Hinweise: Die Arealstatistik 2013/2018 lag zum Zeit-
punkt des Verfassens dieses Beitrags nur für 23 Kantone vor.
Die Arealstatistik stellt die Daten nur im Sechsjahresturnus zur
Verfügung.
2 https://www.umweltbundesamt.de/daten/flaeche-boden-land-
oekosysteme/flaeche/siedlungs-verkehrsflaeche#-das-tempo-
des-flachen-neuverbrauchs-geht-zuruck (06.05.2022).

tonflut eindämmen“ (2018)3, das Bürgerbegehren gegen Sat-
zungen von Bauleitplänen in Baden-Württemberg, das 2015
eingeführt und zwischen 2015 und 2020 18 Mal lanciert
wurde,4 die 2019 abgelehnte Zersiedelungsinitiative5, die
2019 gestartete Landschaftsinitiative6 oder das 2013 auf-
grund einer Volksinitiative revidierte Schweizer Raumpla-
nungsgesetz (RPG)7 (Mahaim 2014: 2).

Die Debatte um eine flächensparende Siedlungsentwick-
lung und die Notwendigkeit einer regionalen Steuerung
werfen die Frage auf, wie es um die Umsetzung von In-
strumenten zur Steuerung der Siedlungsentwicklung steht,
nicht nur in Deutschland und der Schweiz. Generell kön-
nen solche Instrumente regulativ, anreizorientiert oder in-
formatorisch sein (Jörissen/Coenen 2004: 19; Gawel 2005:
333). Instrumente wie Grüngürtel und Grünzüge zielen da-
rauf ab, die Außenentwicklung und damit die Zersiede-
lung der Landschaft einzudämmen (Gennaio/Hersperger/
Bürgi 2009: 224). Andere Instrumente streben beispielswei-
se durch Nachverdichtung und Brachflächenrevitalisierung
einen effizienteren Umgang mit dem Siedlungsbestand („In-
nenentwicklung“) an (Jörissen/Coenen 2004: 16–17). Aller-
dings fällt auf, dass es kaum Studien gibt, welche die regio-
nale Umsetzung von Raumplanungsinstrumenten in Govern-
ance-Prozessen empirisch untersuchen (Bovet/Reese/Köck
2018: 844; Kiessling/Pütz 2021: 414, 428).

Diese Forschungslücke greifen wir auf. Der Beitrag be-
schreibt anhand einer Untersuchung, wie Instrumente zur
Steuerung der Siedlungsentwicklung in Deutschland und
der Schweiz umgesetzt werden und wie Raumplanung in
der Praxis funktioniert. Dazu betrachten wir die Umset-
zung von Raumplanungsinstrumenten in Governance-Pro-
zessen, die im Raum sichtbaren Wirkungen dieser Instru-
mente stehen nicht im Fokus (vgl. hierzu Kiessling/Pütz
2021). Die Forschungsfrage, wie Instrumente der überört-
lichen Raumplanung zur Steuerung der Siedlungsentwick-
lung umgesetzt werden, untersuchen wir empirisch in vier
Regionen: den Planungsregionen Oberland (Bayern) und
Südlicher Oberrhein (Baden-Württemberg) in Deutschland
sowie den Kantonen St. Gallen und Zürich in der Schweiz.
Konzeptionell nehmen wir eine Regional Governance-Per-
spektive ein, weil wir dadurch Institutionen und Akteure

3 http://betonflut-eindaemmen.de/ (06.05.2022).
4 Vgl. http://www.datenbank-buergerbegehren.info/initiatives?
region=BAW (06.05.2022).
5 https://swissvotes.ch/vote/626.00 (06.05.2022).
6 https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis495.html
(06.05.2022).
7 https://www.are.admin.ch/are/de/home/medien-und-publika
tionen/medienmitteilungen/medienmitteilungen-im-dienst.msg-
id-52521.html (06.05.2022).
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mit ihren Handlungen betrachten können (Willi/Pütz/Müller
2018: 786–787) und die Betrachtung von Regional Govern-
ance dazu beitragen kann, besser zu verstehen, wie Raum-
planung funktioniert (Schmitt/Wiechmann 2018: 28). Dabei
ist die überörtliche Raumplanung als Teil eines Mehrebe-
nensystems („Multilevel Governance“) zu sehen (Pütz/Job
2016: 581; Wahrhusen 2021: 30). Unser Beitrag basiert auf
dem Policy-Arrangement-Konzept.

Deutschland und die Schweiz eignen sich aus verschie-
denen Gründen gut für eine Analyse der regionalen Um-
setzung von Instrumenten zur Steuerung der Siedlungsent-
wicklung. Erstens verläuft die Siedlungsentwicklung in bei-
den Ländern ähnlich problematisch. Zweitens sind sich die
Raumplanungssysteme und administrativen Strukturen ähn-
lich, sodass beide Länder der „germanischen“ Planungsfa-
milie zugeordnet werden können (Newman/Thornley 1996:
60–62). Drittens hat die überörtliche Ebene der Raumpla-
nung mit der Landes- und Regionalplanung in Deutsch-
land und der kantonalen Richtplanung in der Schweiz eine
im Vergleich zu anderen Ländern hohe Bedeutung. Raum-
ordnungspläne als strategische und behördenverbindliche
Steuerungsinstrumente sind in beiden Staaten verpflichtend
aufzustellen (§ 4, § 13 ROG8, Art. 6 RPG9; vgl. ARL
2008: 98). Viertens unterscheidet sich in beiden Ländern
die überörtliche Raumplanung aufgrund des Föderalismus
auf den Ebenen von Ländern, Kantonen und Planungsre-
gionen (Konze/Scholich/Tönnies 2012: 98; Priebs 2018a:
2049).

Nachfolgend wird zunächst das Policy-Arrangement-
Konzept eingeführt (Kapitel 2). Kapitel 3 enthält die me-
thodischen Informationen zu diesem Beitrag. In Kapitel 4
werden die empirischen Ergebnisse aus den vier Regionen
präsentiert, in Kapitel 5 diskutiert. Der Beitrag schließt mit
Schlussfolgerungen (Kapitel 6).

2 Das Policy-Arrangement-Konzept
Mit dem Policy-Arrangement-Konzept können wir unter-
suchen, wie Instrumente einer flächensparenden Siedlungs-
entwicklung in der Planungspraxis umgesetzt werden. Das
Konzept wurde in den Niederlanden zur Untersuchung von
Umweltpolitiken entwickelt und als empirisches Analyseras-
ter (Arts/Leroy/van Tatenhove 2006: 93) oder als Theorie
mittlerer Reichweite (Dang/Visseren-Hamakers/Arts 2016:

8 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S.
2986), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezember
2020 (BGBl. I S. 2694) geändert worden ist.
9 Bundesgesetz über die Raumplanung (Raumplanungsgesetz,
RPG) vom 22. Juni 1979 (Stand am 1. Januar 2019).

1157) bezeichnet. Das Konzept soll erklären, wie alltäg-
liche politische Praktiken mit übergeordneten Veränderun-
gen in einem bestimmten Politikfeld in Verbindung stehen
(Liefferink 2006: 45). Policy Arrangements werden dabei
verstanden als die vorübergehende Stabilisierung der Orga-
nisation und Inhalte eines Politikfelds auf einer bestimm-
ten Ebene der Politikgestaltung (van Tatenhove/Arts/Leroy
2000: 54) (vgl. auch Kießling/Wohlgemuth/Pütz 2021). Das
zentrale Argument ist, dass sich Veränderungen durch über-
greifende politische und gesellschaftliche Debatten auf das
alltägliche Handeln in einem Politikfeld und dessen Institu-
tionalisierung auswirken und dort allmählich zu gefestigten
Strukturen und Routinen führen (Arts/Leroy/van Tatenhove
2006: 96; Liefferink 2006: 47).

Das Konzept hat sich vor allem in der empirischen um-
weltbezogenen Governance-Forschung bewährt. Beispiele
sind Studien zum Waldmanagement (Dang/Visseren-Hama-
kers/Arts 2016; Yao/van den Konijnendijk Bosch/Yang et al.
2019) und zur Klimawandelanpassung (van Eerd/Wiering/
Dieperink 2014; Boezeman/de Vries 2019). In der räumli-
chen Planung wurden mit diesem Ansatz unter anderem die
Entwicklung regionaler Planungsansätze in den Niederlan-
den (van Straalen/van den Brink/van Tatenhove 2016) und
die „Regional Governance Capacities“ der Richtplanung im
Kanton Zürich (Kiessling/Pütz 2020) untersucht. Meistens
werden einzelne Fallstudien überprüft, mehrere Fallstudi-
en kommen seltener vor (z.B. van Eerd/Wiering/Dieperink
2014; Kießling/Wohlgemuth/Pütz 2021).

Vier Dimensionen kennzeichnen das Policy-Arrange-
ment-Konzept: Spielregeln, Diskurse, Akteure und Res-
sourcen (vgl. Abbildung 1). Diese Dimensionen sind eng
miteinander verflochten und voneinander abhängig, wes-

Abbildung 1 Die Dimensionen des Policy-Arrangement-Konzepts
und ihr Zusammenwirken
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halb jegliche Veränderung bei einer Dimension Einfluss auf
die anderen Dimensionen hat (Arts/Leroy/van Tatenhove
2006: 99). In der Literatur werden die Dimensionen un-
terschiedlich beschrieben. So ordnet Liefferink (2006: 47)
informelle Normen den Diskursen zu, während sie bei Arts
und van Tatenhove (2004: 5) zu den Spielregeln zählen. Im
Folgenden stellen wir die Dimensionen vor und erläutern,
wie wir sie für unsere Analyse gebrauchen.

Die Dimension Spielregeln umfasst formelle und infor-
melle Spielregeln. Formelle Spielregeln sind verbindliche
Rechtsnormen wie Raumordnungspläne und Gesetze sowie
verbindlich geregelte Verfahrensabläufe (Arts/Leroy/van Ta-
tenhove 2006: 99). Zu den informellen Spielregeln gehören
Konzepte, finanzielle Anreize, informatorische Instrumente
sowie informelle Normen bei Interaktionen zwischen Ak-
teuren (Liefferink 2006: 47; van Straalen/van den Brink/van
Tatenhove 2016: 150).

Unter der Dimension Diskurse verstehen wir zum einen
öffentliche Meinungen, Positionen und Narrative hinsicht-
lich regionaler Problemlagen, Lösungsansätze und Wertvor-
stellungen (Arts/Leroy/van Tatenhove 2006: 99; Liefferink
2006: 47). Zum anderen gehören zu Diskursen übergeord-
nete gesellschaftliche und politische Veränderungen und an-
dere Kontexte, welche die überörtliche Raumplanung beein-
flussen (van Straalen/van den Brink/van Tatenhove 2016:
150).

Zur Dimension Akteure gehören individuelle und kollek-
tive Akteure sowie die Interaktionen (Austausch, Zusam-
menarbeit) zwischen Akteuren (Arts/van Tatenhove 2004:
4; Boezeman/de Vries 2019: 1448–1452).

Die Dimension Ressourcen umfasst zum einen Ressour-
cen als die handlungsleitenden Optionen von Akteuren. Da-
zu zählen wir die Fähigkeiten von Akteuren (einschließ-
lich Ausbildung, Kenntnisse und Erfahrungen), ihre Per-
sönlichkeit (Charisma, Empathie), ihre zeitlichen Ressour-
cen, ihre finanziellen Möglichkeiten (Budgets), ihre Legi-

Tabelle 1 Merkmale der Fallstudien
Merkmal Fälle Schweiz Fälle Deutschland

Zürich St. Gallen Südlicher Oberrhein Oberland
Fläche (km2) 1.729 2.031 4.062 3.956
Bevölkerung 1.520.968 (2018) 507.697 (2018) 1.092.157 (2019) 451.829 (2019)
Bevölkerungsentwicklung
2012-2017

+8,0% +4,5% +4,6% +4,1%

Beschäftigtenentwicklung*
2011-2015

+4,7% +4,2% +9,65% +10,55%

Bevölkerung pro km2 916 Einwohner/km2

(2018)
260 Einwohner/km2

(2018)
268 Einwohner/km2

(2019)
114 Einwohner/km2

(2019)

* Die Beschäftigtenentwicklungen in Deutschland und der Schweiz sind aufgrund unterschiedlicher Erhebungsmethoden und Daten-
grundlagen nicht miteinander vergleichbar. Für die Schweiz stehen aktuellere Daten nicht zur Verfügung, daher wurde der Zeitraum 2011
bis 2015 gewählt.
Quellen: https://www.inkar.de; https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/aktuell/neue-veroeffentlichungen.assetdetail.9366316.html
(09.05.2022); BFS (2020); (vgl. auch Kießling/Wohlgemuth/Pütz 2021)

timation (Willi/Pütz/Jongerden 2020: 12), ihre Vertrauens-
würdigkeit (Boezeman/de Vries 2019: 1448–1449) und ihr
Engagement (Mogge-Grotjahn 2010: 368). Zum anderen
geht es um den Einsatz dieser Ressourcen und damit um
den Einfluss, den Akteure haben können, und die Aus-
übung von Macht (Liefferink 2006: 47). Akteure in Poli-
cy Arrangements sind einflussreich, indem sie unter ande-
rem dazu legitimiert sind, für andere verbindliche Entschei-
dungen zu treffen, in Aushandlungsprozessen überzeugen
oder Ermessensspielräume nutzen (Arts/Leroy/van Taten-
hove 2006: 99; Liefferink 2006: 54–55).

Die Analyse eines Policy Arrangement kann bei jeder
der vier Dimensionen beginnen (Liefferink 2006: 50–51).
Für unsere Studie nehmen wir an, dass Instrumente der
überörtlichen Raumplanung durch das Zusammenspiel al-
ler Dimensionen umgesetzt werden. Wir halten das Poli-
cy-Arrangement-Konzept für geeignet, um die Umsetzung
von Instrumenten der überörtlichen Raumplanung zu un-
tersuchen, weil es ein integrativer Ansatz ist, der Akteu-
re, ihre Ressourcen, Institutionen (Spielregeln) und Inhalte
(Diskurse) gleichermaßen betrachtet (van Straalen/van den
Brink/van Tatenhove 2016: 151).

3 Methodik
Wir untersuchen die Steuerung der Siedlungsentwicklung
durch Instrumente der überörtlichen Raumplanung anhand
einer Fallstudienanalyse mit je zwei Fällen in Deutschland
und der Schweiz: die Planungsregionen Südlicher Ober-
rhein (Baden-Württemberg) und Oberland (Bayern) sowie
die Kantone Zürich und St. Gallen (vgl. Tabelle 1 und Ab-
bildung 2). Das Forschungsdesign einer Fallstudienanalyse
mit mehreren Fällen hat den Vorteil, dass wir jeden Fall
für sich detailliert und systematisch betrachten (Flyvbjerg
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Abbildung 2 Lage der Fallstudien. Quelle: Kießling/Wohlgemuth/Pütz (2021: 7)

2006: 241) und die fallspezifischen Ergebnisse gegenüber-
stellen können.

Unser Fokus liegt auf Raumordnungsplänen, also Lan-
desraumordnungsplänen und Regionalplänen in Deutsch-
land sowie kantonalen Richtplänen in der Schweiz. Kan-
tonale Richtpläne und Regionalpläne sind zumeist im Maß-
stab von 1:100.000 oder 1:50.000 und damit ähnlich de-
tailliert (KPK 2016: 19; Priebs 2018a: 2054). Trotz dieser
vergleichbaren ,Flughöhe‘ sind Kantone und Planungsregio-
nen insofern unterschiedlich, als bei den Kantonen mehr
Kompetenzen gebündelt sind als bei den Trägerorganisatio-
nen der meisten Planungsregionen. Kantone erlassen eige-
ne Planungs- und Baugesetze und genehmigen kommunale
Planungen (ARL 2008: 140, 145). Daher betrachten wir
über die Raumordnungspläne hinausgehende Steuerungsin-
strumente wie Gesetze als externe Faktoren.

Drei Gemeinsamkeiten kennzeichnen die Fallstudien: a)
Ähnlichkeit der Planungssysteme in Deutschland und der
Schweiz, b) Vorliegen rechtskräftiger kantonaler Richtpläne
bzw. Regionalpläne und c) Siedlungsdruck durch hohes Be-
völkerungs- und Beschäftigungswachstum (vgl. Tabelle 1).
Variiert haben wir die in den Regionen jeweils spezifischen
Instrumente der überörtlichen Raumplanung.

Empirisch basiert diese Arbeit auf einem qualitativen
Methodenmix mit insgesamt 45 leitfadengestützten Exper-
teninterviews, Dokumentenanalysen und Beobachtungen,
die jeweils qualitativ inhaltsanalytisch ausgewertet werden.
Wir unterscheiden drei Phasen Datenerhebung und eine
Phase Datenanalyse (vgl. Tabelle 2): Phase 1: Vorstudie,

Phase 2: Fallstudienanalyse, Phase 3: Einholen ergänzender
Informationen für die Fallstudien, Phase 4: Datenauswer-
tung.

In Phase 1 haben wir acht Interviews mit deutschen und
schweizerischen Expertinnen und Experten für überörtliche
Raumplanung durchgeführt, um Informationen über aktu-
elle Diskurse der Raumplanung zu erhalten und die Inter-
views in den Fallstudien vorzubereiten. Die Phase 2 war der
Hauptteil der empirischen Analyse. Hier haben wir die Po-
licy Arrangements der einzelnen Fälle untersucht und dafür
30 Interviews mit Personen aus drei Akteurgruppen durch-
geführt: a) Planerinnen und Planer (öffentliche Verwaltung,
private Planungsbüros), b) Politikerinnen und Politiker und
c) Vertreterinnen und Vertreter privater Interessengruppen
(z. B. Naturschutz). Vorteilhaft war, dass manche Personen
gleichzeitig die Perspektive zweier Akteurgruppen einbrach-
ten, z. B. Politikerinnen und Politiker, die sich auch in In-
teressengruppen engagieren. Wir haben in jeder Fallstudie
mindestens zwei Akteure aus jeder Gruppe befragt. Ausnah-
me ist das Oberland, in dem wir aus der Akteurgruppe „Ver-
treterinnen/Vertreter von Interessengruppen“ nur eine Per-
son befragt haben. Im Kanton Zürich haben wir mehr Inter-
views durchgeführt als in den anderen Fällen, weil wir hier
die Untersuchung begonnen und im Laufe der Interviews
festgestellt haben, dass weniger Interviews ausreichen. Die
Interviews haben wir nach den Dimensionen des Policy-
Arrangement-Konzepts strukturiert und die wichtigsten In-
strumente der Raumordnungspläne zur Steuerung der Sied-
lungsentwicklung abgefragt. Zudem haben wir vier Beob-
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Tabelle 2 Datenerhebung und -auswertung

Phase 1:
Vorstudie
(2018)

8 persönliche Interviews, davon 1 Interview mit 2 Personen

Phase 2:
Fallstudienanalyse
(2019-2020)

Kanton Zürich 10 persönliche Interviews
2 Beobachtungen (Kantonsratsitzung, Planungsworkshop)
Kantonaler Richtplan, regionale Richtpläne

Kanton St. Gallen 7 persönliche Interviews
Kantonaler Richtplan

Oberland 7 persönliche Interviews, davon 2 mit je 2 Personen
Regionalplan
Landesentwicklungsprogramm Bayern

Südlicher Oberrhein 6 persönliche Interviews
1 Beobachtung (Planungsausschusssitzung)
Regionalplan
Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg

Phase 3:
ergänzende
Informationen
(2020-2021)

Kanton Zürich Weitere Dokumente: Gesetze, Berichte, Präsentationen
Kanton St. Gallen 2 Telefoninterviews

1 Interview als Videokonferenz mit 2 Personen
Ergänzender E-Mail-Austausch mit 2 Personen
1 Beobachtung (Themenabend „Gewerbegebiete und Regionale Steuermo-
delle der Zukunft“ am 10. Mai 2021)
Weitere Dokumente: Gesetze, Präsentationen, interne Mitteilungen, Berichte

Oberland 2 Telefoninterviews
Ergänzender E-Mail-Austausch mit 2 Personen
Weitere Dokumente: Gesetze, Berichte, Sitzungsunterlagen, Präsentationen

Südlicher Oberrhein 2 Telefoninterviews
Ergänzender E-Mail-Austausch mit 1 Person
Weitere Dokumente: Gesetze, Berichte, Sitzungsunterlagen, Präsentationen

Phase 4:
Datenauswertung
(2020-2021)

Qualitative Inhaltsanalyse

achtungen durchgeführt (vgl. Tabelle 2). Im Fall Oberland
ergab sich dafür keine Möglichkeit. Die Raumordnungsplä-
ne waren Gegenstand der Dokumentenanalyse.

In der Phase 3 wurden ergänzende Informationen zu den
Fallstudien eingeholt, um die Umsetzung der ausgewählten
Planungsinstrumente besser zu verstehen. Dazu haben wir
sechs ergänzende Telefoninterviews (davon drei mit Inter-
viewpartnerinnen/-partner aus Phase 2 und drei mit neuen
Personen), ein Interview online mit zwei Personen sowie
eine Beobachtung im Fall St. Gallen durchgeführt. Zudem
haben wir mit E-Mails weitere Informationen eingeholt und
zahlreiche weitere Dokumente analysiert (vgl. Tabelle 2).

Für die Datenauswertung in Phase 4 haben wir eine qua-
litative Inhaltsanalyse vorgenommen (vgl. Mayring/Fenzl
2014).

Insgesamt ermöglichen der Methodenmix und die Vorge-
hensweise mit vier Phasen eine solide Datengrundlage für
die Darstellung und Verifizierung der empirischen Ergeb-
nisse.

4 Ergebnisse
Nachfolgend präsentieren wir die empirischen Ergebnisse.10

In jeder Fallstudie stehen dabei die Instrumente zur Steue-
rung der Siedlungsentwicklung im Zentrum, die von den
Befragten häufig und intensiv diskutiert wurden (vgl. Ta-
belle 3).

Um die Ergebnisse der einzelnen Fälle besser einordnen
zu können, skizzieren wir kurz den Kontext für die überört-
liche Raumplanung in Deutschland und der Schweiz (vgl.
auch Kießling/Pütz/Wohlgemuth 2021). In beiden Ländern
spielt die nationale Ebene nur eine rahmengebende Rolle
für die Raumplanung.

Während das Raumordnungsgesetz (ROG) in Deutsch-
land relativ konkrete Vorgaben macht (z.B. beim Zielab-
weichungsverfahren nach § 6 ROG), lässt das Raumpla-
nungsgesetz (RPG) der Schweiz den Kantonen mehr Spiel-
raum, auch bei der Wahl ihrer Planungsinstrumente. Zu-

10 Stand Juli 2021.
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Tabelle 3 Fokusinstrumente der Fälle und Verbreitung in den anderen Fällen

Festlegung ! 80-20-Regel,
Siedlungsgebiet

Gebietsscharfe Planung von
Industrie- und Gewerbegebieten

Grünzüge, Grün-
gürtel (u. Ä.)

Anbindegebot
Fall #
Zürich XX X X 0
St. Gallen X (Siedlungsgebiet) XX X 0
Südlicher Oberrhein 0 0 XX X
Oberland 0 0 0 XX

Legende: X = (in ähnlicher Form) vorhanden; 0 = nicht vorhanden; XX = Fokusinstrument in diesem Beitrag

dem regelt in der Schweiz der Sachplan Fruchtfolgeflächen
eine Mindestmenge hochwertiger landwirtschaftlicher Flä-
chen, die jeder Kanton zu erhalten hat.11 In beiden Län-
dern unterliegen Raumordnungspläne dem Abwägungsge-
bot und dem Gegenstromprinzip und haben einen Ausfor-
mungsspielraum bei der Umsetzung der Festlegungen (§ 13
ROG; Art. 6 RPG) (ARL 2008: 123; KPK 2016: 13). Die
Kommunen sind Hauptadressaten der Raumordnungspläne
und verfügen über die kommunale Planungshoheit (ARL
2008: 11, 68). Die Raumordnungspläne in beiden Ländern
unterscheiden sich in der Art der darin enthaltenen Fest-
legungen. In Deutschland wird zwischen zu beachtenden
Zielen und zu berücksichtigenden Grundsätzen (§ 4 ROG)
unterschieden. Die meisten kantonalen Richtpläne (z.B. St.
Gallen) differenzieren je nach Koordinationsstand zwischen
final abgewogenen verbindlichen Festsetzungen sowie noch
nicht final abgewogenen Vororientierungen und Zwischen-
ergebnissen (KPK 2016: 13).

4.1 Kanton Zürich

Von 1991 bis 2018 ist die Bevölkerung im Kanton Zürich
um ein Drittel gewachsen.12 Aufgrund dieser Wachstums-
erfahrung stehen Kulturlandschaftsverbrauch und Zersiede-
lung seit Jahren im öffentlichen Diskurs, mit teils einschnei-
denden Konsequenzen für die Gemeinden. So führte die
kantonale Kulturlandinitiative zu einem Bauzonenmorato-
rium, welches die Neuausweisung von Bauland im Kan-
ton von 2012 bis 2016 untersagte (Kägi 2016). Zudem hat
der Kanton 2021 nach der RPG-Teilrevision ein Instrument
zum Ausgleich planungsbedingter Mehrwerte eingeführt.13

Die letzte Gesamtrevision des kantonalen Richtplans war

11 Vgl. https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung
-und-raumplanung/strategie-und-planung/konzepte-und-sachpl
aene/sachplaene-des-bundes/sachplan-fruchtfolgeflaechen-sp-f
ff.html (09.05.2022).
12 https://www.zh.ch/de/soziales/bevoelkerungszahlen.html?
keyword=einwohner#/details/127@statistisches-amt-kanton-
zuerich (09.05.2022).
13 https://www.zh.ch/de/planen-bauen/raumplanung/mehrwert
ausgleich.html (09.05.2022).

so aufwendig, dass der Kanton auf jährliche Teilrevisionen
umstellte.

Der kantonale Richtplan zeichnet sich durch das seit
1979 bestehende kantonale Siedlungsgebiet aus, welches
abschließend festlegt, wo Gemeinden Baugebiete auswei-
sen dürfen (ARE Zürich 2019: 30). Diese ,Vornutzungs-
planung‘ diente bei der RPG-Teilrevision als Vorbild für
andere Kantone. Die Gesamtrevision des kantonalen Richt-
plans führte mit der 80-20-Regel zu einer Verschärfung die-
ses Instruments: Das dem Richtplan vorangestellte Raum-
ordnungskonzept unterteilt den Kanton in fünf Handlungs-
räume, wobei sich 80% des Bevölkerungswachstums auf
die Handlungsräume „Stadtlandschaft“ und „Urbane Wohn-
landschaft“ konzentrieren sollen und 20% in den anderen,
„ländlichen“ Handlungsräumen. Die Ausweisung des kan-
tonalen Siedlungsgebiets in den fünf Handlungsräumen ori-
entiert sich an dieser 80-20-Regel. Weitere Spielregeln des
Richtplans zur Steuerung der Siedlungsentwicklung sind et-
wa die Freihaltegebiete und die Regionalen Arbeitsplatzge-
biete. Zudem gibt es 11 Regionale Richtpläne.14 Im Fokus
unserer Analyse stehen die 80-20-Regel und das Siedlungs-
gebiet. Abbildung 3 stellt das Policy Arrangement bei der
Umsetzung dieser Instrumente dar.

Zentrale Akteure bei der Umsetzung der 80-20-Regel
und des Siedlungsgebiets sind das Amt für Raumentwick-
lung des Kantons Zürich (ARE), die Gemeinden der ,urba-
nen‘ und der ,ländlichen‘ Handlungsräume, Interessenver-
bände und der Kantonsrat. Bezogen auf Ressourcen ist das
ARE nach Aussagen der Interviewpartnerinnen und -partner
professionell und mit 42 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
in der Abteilung Raumplanung personell gut aufgestellt.15

Hier sind viele Kompetenzen gebündelt, z.B. neben der kan-
tonalen Richtplanung die Genehmigung kommunaler und
regionaler Richtpläne. Vor allem kleinere Gemeinden in den
ländlichen Handlungsräumen sind personell eher schlecht
aufgestellt. Der Kantonsrat setzt den kantonalen Richtplan

14 https://www.zh.ch/de/planen-bauen/raumplanung/richtplae
ne/regionale-richtplaene.html (09.05.2022).
15 https://www.zh.ch/de/baudirektion/amt-fuer-raumentwicklu
ng/organisation.html (09.05.2022).
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Abbildung 3 Policy Arrangement des Kantons Zürich bei der Umsetzung des Siedlungsgebiets und
der 80-20-Regel

fest. Eine Besonderheit im Kanton Zürich und in anderen
Kantonen ist das Milizsystem, das heißt, politische Akteure
sind in der Regel ehrenamtlich tätig und ihre zeitlichen Res-
sourcen daher begrenzt. Deshalb überfordern die jährlichen
Revisionen den Interviews zufolge viele Kantonsräte.

Die Befragten betonen, dass sich das ARE zwar um einen
intensiven Austausch mit den Gemeinden bemüht, aber die
80-20-Regel und das Siedlungsgebiet konsequent umsetzt.
Dies scheint gerade die Gemeinden der ,ländlichen‘ Hand-
lungsräume in ihrer Gemeindeautonomie bei der Siedlungs-
entwicklung nach außen einzuschränken. Die betroffenen
Gemeinden müssen den Interviewten zufolge vollständig
ihr Innenentwicklungspotenzial ausschöpfen, bevor sie Vor-
haben im Außenbereich realisieren dürfen. Die Umsetzung
der 80-20-Regel und des Siedlungsgebiets erfolgt durch die
Beurteilung kommunaler Vorhaben seitens des ARE, infor-
melle Beratung zum Aufzeigen von Alternativen durch In-
nenentwicklung und den Versuch von Gemeinden, das ARE
trotz seiner restriktiven Haltung von kommunalen Vorha-
ben zu überzeugen. Im Vergleich zu den anderen Fällen
wurde in den Interviews bei der Umsetzung ein ungleiches
Machtverhältnis – die schwache Rolle ländlicher Gemein-
den und die starke Position des ARE – besonders deutlich.
Bei der Umsetzung ist das ARE scheinbar so konsequent,

dass es auch bei Einzelvorhaben kleine Erweiterungen loka-
ler Betriebe untersagt und wenig Ermessensspielraum lässt.
Dies kritisieren Planerinnen und Planer aus Planungsbü-
ros, weil es zu „Überregulierungen“ führt, welche „eine
gute Entwicklung verhindern“ können (Interview 4 ZH).
Die Tragweite der 80-20-Regel scheinen viele Gemeinden
im Vorfeld unterschätzt zu haben, denn „jetzt sagt man den
Gemeinden: ihr dürft gar nicht mehr wachsen. Das passt
überhaupt nicht in die Köpfe“ (Interview 1 ZH). Um dieser
konsequenten Haltung des ARE entgegenzuwirken, ist nach
Aussage eines Politikers „viel Überzeugungsarbeit“ (Inter-
view 4 ZH) in Aushandlungsprozessen notwendig, in denen
sich das ARE aber scheinbar häufig durchsetzt. In den städ-
tischen Handlungsräumen scheint die Gemeindeautonomie
infolge der 80-20-Regel und des Siedlungsgebiets weniger
eingeschränkt zu sein. So stellt ein kommunaler Politiker
einer städtisch geprägten Gemeinde fest: „Wir sind da in
einer Situation, wo wir vielfach schon die richtigen Farben
auf dem Richtplan haben“ (Interview 5 ZH).

Die Vorgaben zur Steuerung der Siedlungsentwicklung
im kantonalen Richtplan Zürich und deren konsequente Um-
setzung haben somit einen regionalen Diskurs um die Zu-
kunft des Wachstums im ländlichen Raum befördert. Dies
führt den Befragten zufolge dazu, dass Gemeinden der länd-
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lichen Handlungsräume mangels Alternativen öfters auf das
Instrument der Innenentwicklung zurückgreifen.

4.2 Kanton St. Gallen

Der Kanton St. Gallen ist geprägt von funktionsräumlichen
Verflechtungen mit Liechtenstein, Vorarlberg und dem
Großraum Zürich. Daher besteht im Kanton das Ziel, mög-
lichst viele Arbeitsplätze anzubieten und das Auspendeln in
Nachbarkantone und -länder zu reduzieren. Dieser Diskurs
sowie die Debatte um die Eindämmung der Zersiedelung
und die RPG-Teilrevision prägen daher die Arbeitszonen-
planung im Kanton St. Gallen.

Wie Zürich hat auch St. Gallen infolge der RPG-Teil-
revision einen Mehrwertausgleich eingeführt sowie im
kantonalen Richtplan seit 2017 das Siedlungsgebiet festge-
legt. Vor der RPG-Teilrevision hat der kantonale Richtplan
den Interviews zufolge die Siedlungsentwicklung abgese-
hen von siedlungsgliedernden Freiräumen kaum gesteuert;
die Fruchtfolgeflächen scheinen mehr Wirkung entfaltet
zu haben. Anders sieht es bei der Arbeitszonenplanung
aus, der Planung von Industrie- und Gewerbegebieten.
Für das Verständnis der kantonalen Arbeitszonenplanung
wichtige Spielregeln sind die seit 2001, zusätzlich zur
Fortschreibung ganzer Kapitel, stattfindenden jährlichen
Teilrevisionen des kantonalen Richtplans, das Verständnis
einer ,rollenden Planung‘ sowie die Bedeutung kommunika-
tiver Instrumente. Die Arbeitszonenplanung besteht aus der
Ermittlung von Flächenpotenzialen, den Festlegungen des
kantonalen Richtplans, der Flächenentwicklung und dem
Immobilienmarketing (AREG 2021). Im rechtskräftigen
kantonalen Richtplan 2017 sind gebietsscharf festgelegte
wirtschaftliche Schwerpunktgebiete enthalten, in denen die
Ansiedlung neuer und die Erweiterung bestehender Betrie-
be bevorzugt stattfinden soll und die bereits ausgewiesen
und erschlossen sind (AREG 2018: S23) sowie strategische
Arbeitsplatzstandorte, die noch nicht ausgewiesen sind
und bei konkretem Bedarf genutzt werden können (AREG
2018: S22). Die infolge der RPG-Teilrevision im Richtplan
eingeführte Arbeitszonenbewirtschaftung soll eine haus-
hälterische Nutzung der Arbeitszonen gewährleisten, unter
anderem durch konkrete, verpflichtende Bedarfsnachweise
für neue Arbeitszonen (AREG 2018: S11, S14).

Als Akteure auf kantonaler Ebene spielen das Amt für
Raumentwicklung und Geoinformation (AREG) und das
Amt für Wirtschaft eine wichtige Rolle. Weitere relevan-
te Akteure sind die Regionen und die Gemeinden. Der
Austausch mit Unternehmen läuft den Interviewten zufol-
ge nicht über das AREG, sondern über das Amt für Wirt-
schaft. Das AREG ist mit 31 Beschäftigten personell gut

aufgestellt16 und bündelt viele Kompetenzen, allerdings we-
niger als im Kanton Zürich, denn im Kanton St. Gallen
sind viele Zuständigkeiten weit nach unten delegiert. So
genehmigen die Gemeinden selbst ihre kommunalen Richt-
pläne. Die Gemeindeautonomie ist entsprechend höher als
im Kanton Zürich. Da die St. Gallener Gemeindepräsiden-
tinnen und -präsidenten hauptamtlich tätig sind, verfügen
sie über mehr Ressourcen als die ehrenamtlichen Gemein-
depräsidentinnen und -präsidenten anderer Kantone. Dieses
Machtgefüge zwischen relativ starken Gemeinden und ei-
ner im Vergleich zum Kanton Zürich schwächeren AREG
scheint sich infolge der RPG-Teilrevision insofern verscho-
ben zu haben, als das AREG an Einfluss gewonnen hat und
sich viele Gemeinden durch die neuen Vorgaben überfordert
fühlen.

Die Umsetzung der Arbeitszonenplanung ist geprägt von
einer engen Verzahnung formeller und informeller Steue-
rungsinstrumente und dem Spannungsfeld zwischen einem
hohen überörtlichen Steuerungsanspruch und lokalen Rea-
litäten. Den Befragten zufolge hat vor allem ein ehemaliger
Kantonsplaner seine Aufgabe sehr kommunikativ interpre-
tiert, sodass seitdem informelle Planung in St. Gallen eine
hohe Bedeutung hat und durch Netzwerken, die Beratung
von Gemeinden und den Austausch mit Interessenverbän-
den bestimmt ist. Auch der Kanton Zürich legt Wert auf
Kommunikation, aber dort gibt es nach Aussage eines Pla-
ners „keine Knautschzone“, während man im Kanton St.
Gallen „miteinander reden“ kann (Interview 4 SG).

Mit wirtschaftlichen Schwerpunktgebieten und strategi-
schen Arbeitsplatzstandorten versucht der Kanton, die wirt-
schaftliche Entwicklung auf wenige Standorte zu konzen-
trieren. Je nach Koordinationsstand werden Gebiete als Zwi-
schenergebnis oder Festsetzung in den Richtplan aufgenom-
men. Bei den jährlichen Teilrevisionen erfolgen Anpassun-
gen, z.B. wenn ein wirtschaftliches Schwerpunktgebiet ver-
marktet wird und somit vom Zwischenergebnis zur Fest-
setzung wird (AREG 2018: S22, S23). Die enge Zusam-
menarbeit von AREG und dem Amt für Wirtschaft hat
Folgen für die Gemeinden. Den Befragten zufolge lehnt
das AREG die Ausweisung von Arbeitszonen außerhalb
der im Richtplan festgelegten Gebiete strikt ab, wenn es
kein konkretes Projekt gibt. Für die Gemeinden ist damit
Vorratshaltung bei Gewerbeflächen nicht mehr möglich. Er-
weiterungen bestehender Betriebe über 0,5 ha müssen in
einer Teilrevision im kantonalen Richtplan aufgenommen
werden und sind den Ergebnissen zufolge nur bei haushäl-
terischer Bodennutzung (z.B. mehrgeschossiger Bauweise)
zulässig. Neue Arbeitsplatzgebiete müssen regional abge-

16 Auskunft zu den personellen Kapazitäten des AREG Kanton St.
Gallen nach Abteilungen 2021.
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stimmt werden. Dafür nutzen die Regionen beispielsweise
die bundesweiten Agglomerationsprogramme. Kritisch se-
hen die Befragten, dass es durch die Arbeitszonenplanung
an schnell aktivierbaren Flächen für Betriebsansiedlungen
mangelt und die „Maschinerie viel zu träge“ (Interview 10
SG) ist. Derzeit findet eine Revision der richtplanerischen
Festlegungen statt, um die Verfügbarkeit schnell aktivierba-
rer Industrie- und Gewerbeflächen zu erhöhen.

4.3 Planungsregion Oberland (Bayern)

Das Oberland liegt südlich von München und unterliegt dem
Wachstumsdruck in der Region München. So gibt es Ge-
meinden wie beispielsweise Egling, deren Siedlungsfläche
zwischen 1996 und 2013 um 77% gestiegen ist (Planungs-
verband Region Oberland 2018: 54). Nach einer Phase der
politisch gewollten Schwächung (Miosga 2011: 7–9) rückte
in Bayern die Rolle der Landes- und Regionalplanung für
eine flächensparende Siedlungsentwicklung etwa ab 2018
wieder stärker in den öffentlichen Diskurs. Mögliche Grün-
de sind das Volksbegehren „Betonflut eindämmen“, von
privaten Akteuren getragene Initiativen zum Flächensparen
sowie der Regierungswechsel 2018. Die Landesregierung
versucht, durch die „Flächensparoffensive“ mit Maßnah-
men wie Flächensparmanagerinnen/-manager und einem
Bedarfsnachweis bei der Ausweisung neuer Baugebiete
die Flächenneuinanspruchnahme zu reduzieren (StMWI
2020a: 8, 10). Beim Landesentwicklungsprogramm ist das
Anbindegebot neben den Festlegungen zum großflächigen
Einzelhandel das einzige zielförmige Instrument, welches
den Ergebnissen zufolge eine starke Steuerungswirkung
bei der Siedlungsentwicklung entfaltet. Das Anbindegebot
soll Zersiedelung vermeiden, da neue Siedlungsflächen in
Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen
sind. Im Landesentwicklungsprogramm 2020 sind neun
Ausnahmen definiert, sodass aufgrund der Topographie
oder bei Logistikbetrieben nicht angebundene Vorhaben
realisiert werden können (StMWI 2020b: 52).

Bei den Interviewpartnerinnen und -partnern besteht die
Auffassung, dass die Landesplanung als Akteur gegenüber
der Regionalplanung stärker aufgestellt ist. Die Ergebnis-
se deuten darauf hin, dass in Bayern aufgrund der hoch
gehaltenen kommunalen Planungshoheit bewusst auf eine
detaillierte Steuerung durch die Landes- und Regionalpla-
nung verzichtet wird. Aufgrund dieser informellen Norm
treten Konflikte mit raumordnerischen Zielen wohl seltener
als in den anderen Fällen auf.

Im Oberland kommen zum übergeordneten Diskurs um
das „Flächensparen“ als regionale Diskurse Siedlungsdruck
und Verkehrsbelastungen durch die Lage im Raum Mün-
chen dazu. Zur Steuerung der Siedlungsentwicklung enthält
der Regionalplan Oberland vor allem Grundsätze und kaum

zielförmige Festlegungen. Viele Kapitel stammen aus 2001
und damit einer Zeit, in welcher der Wachstumsdruck aus
München weniger zu spüren war (Planungsverband Region
Oberland 2020).17 Zum Schutz des Freiraums vor Zersie-
delung werden lediglich landschaftliche Vorbehaltsgebiete
festgelegt, deren Steuerungswirkung als „zumindest quanti-
tativ gering“ beurteilt wird (Interview 1 OB).

Wichtige Akteure der regionalplanerischen Steuerung
der Siedlungsentwicklung sind die Oberste Landespla-
nungsbehörde, die Regierung von Oberbayern, der Pla-
nungsverband und die Kommunen. Der Planungsverband
verfügt im Vergleich zu den anderen Fällen kaum über
personelle Ressourcen. Bei der Fortschreibung des Regio-
nalplans gibt es informellen Austausch zwischen Regierung
und Kommunen (Planungsverband Region Oberland 2021).
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister scheinen sich vor
allem dann in Gremien des Planungsverbands einzubrin-
gen, wenn ihre Gemeinde vom Regionalplan (z.B. zur
Windenergie) betroffen ist.

Starke regionalplanerische Instrumente zur Steuerung
der Siedlungsentwicklung fehlen im Regionalplan Ober-
land. Vielleicht engagieren sich daher manche Bürgermeis-
terinnen und Bürgermeister der Region selbst für eine
flächensparende Siedlungsentwicklung, z.B. durch städte-
bauliche Konzepte oder den Erhalt bestimmter Freiflächen.
Das Anbindegebot ist ein wichtiges Instrument zur regio-
nalen Steuerung der Siedlungsentwicklung, weil damit die
Regierung von Oberbayern zunächst einige nicht angebun-
dene Vorhaben im Vorfeld durch informelle Absprachen
verhindern kann. Bei Konflikten zwischen Vorhaben und
Anbindegebot sucht die Regierung vor allem dann ge-
meinsam mit Vorhabenträgern nach Lösungen, wenn sie
frühzeitig vor dem offiziellen Verfahren beteiligt wird.
Die Bauleitplanung beurteilt nicht angebundene Vorhaben
in der Regel negativ und geregelte Ausnahmen positiv
(StMWI 2019). Nicht eindeutige Grenzfälle werden intern,
mit anderen Regierungen und mit der Obersten Landes-
planungsbehörde diskutiert, sodass nach und nach eine
bayernweit einheitliche Auslegungspraxis entsteht. Die Um-
setzung des Anbindegebots bietet Bürgermeisterinnen und
Bürgermeistern scheinbar auch eine Rechtfertigung dafür,
unerwünschte Vorhaben privater Akteure abzulehnen: „Ich
bin froh um die Regierung von Oberbayern [...], weil die
eben einen sehr großen Wert auf das Anbindegebot legen“
(Interview 4 OB).

17 Vgl. auchhttps://www.region-oberland.bayern.de/regionalplan/
fortschreibungen/ (09.05.2022).
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4.4 Planungsregion Südlicher Oberrhein
(Baden-Württemberg)

Die Planungsregion Südlicher Oberrhein liegt in Baden-
Württemberg und ist von der Stadt Freiburg im Breisgau
geprägt. Deren Bevölkerung hat zwischen 1990 und 2020
um 21% zugenommen und den Siedlungsdruck in der Re-
gion erhöht.18

Der gültige Landesentwicklungsplan 2002 (Wirtschafts-
ministerium Baden-Württemberg 2002) enthält ein Anbin-
degebot, was jedoch kein Thema in den Interviews war.
Wichtiger war in den Interviews die sogenannte Käseglo-
cke, die viele Kommunen befürchten übergestülpt zu be-
kommen. Mit diesem Narrativ ist die Angst der Kommunen
verbunden, dass die eigenen kommunalen Spielräume bei
der Siedlungsentwicklung durch Restriktionen der überört-
lichen Raumplanung, aber auch anderweitige Restriktionen
wie Natur- und Hochwasserschutz, stark eingeengt werden.

Die Planungsregion Südlicher Oberrhein hat nach einem
aufwendigen Aufstellungsprozess seit 2017 einen neuen Re-
gionalplan. Anders als in den Schweizer Fällen erfolgen
keine jährlichen Änderungen. Der Regionalplan kann als
deutlich restriktiver bewertet werden als der Regionalplan
Oberland. Im Fokus stehen die als Vorranggebiete festgeleg-
ten Regionalen Grünzüge und Grünzäsuren zur Steuerung
der Siedlungsentwicklung und dem Erhalt wertvoller Frei-
räume, z.B. für Klimaschutz und Landwirtschaft (RVSO
2019: 75–82). „Weiße Flächen“ sichern Spielräume für die
kommunale Bauleitplanung.

Als zentrale Akteure bei der Umsetzung der Regionalen
Grünzüge und Grünzäsuren treten das Regierungspräsidi-
um Freiburg als Genehmigungsbehörde, der Regionalver-
band Südlicher Oberrhein für die Erstellung des Regional-
plans sowie die Kommunen in Erscheinung. Private Akteure
spielen bei der Umsetzung dieser Festlegungen zur Steue-
rung der Siedlungsentwicklung eine untergeordnete Rolle.
Im Vergleich zum Oberland verfügt der Regionalverband
Südlicher Oberrhein mit einer Geschäftsstelle (14 Beschäf-
tigte) und einem Verbandsdirektor über mehr personelle
Ressourcen.19 Diese scheinen unter anderem deswegen be-
nötigt zu werden, weil für die Festlegung der Regionalen
Grünzüge und Grünzäsuren zahlreiche informelle Abstim-
mungen mit den Kommunen erfolgten. Daher hat die aus
vielen Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern bestehende
Verbandsversammlung dem Regionalplan zugestimmt, ob-
wohl die Einschränkung der Planungshoheit als hoch emp-
funden wird: „Wir haben eine Zunahme von Regionalen

18 https://www.statistik-bw.de/BevoelkGebiet/Bevoelkerung/
01515020.tab?R=GS311000 (11.05.2022).
19 https://www.rvso.de/de/verband/geschaeftsstelle/ (11.05.2022).

Grünzügen und Grünzäsuren, die uns wirklich einkasteln“
(Interview 3 SO).

Das Spannungsfeld zwischen hohem Steuerungsan-
spruch und dem Wunsch nach einem guten Verhältnis
mit den Kommunen prägt die Umsetzung einer flächen-
sparenden Siedlungsentwicklung. So ist die Geschäftsstelle
bestrebt, ihr Image als ,Verbotsplanung‘ aufgrund von
Konflikten zwischen kommunalen Vorhaben und Regional-
planfestlegungen in eine Positivsteuerung umzuwandeln,
etwa durch die Beratung von Gemeinden.

Die Umsetzung der Regionalen Grünzüge und Grünzä-
suren erfolgt ähnlich restriktiv wie die Umsetzung des Sied-
lungsgebiets im Kanton Zürich. Allerdings scheint im Fall
Südlicher Oberrhein mehr Wert auf Ermessensspielräume
und kommunale Planungshoheit gelegt zu werden. Kleine
Überschneidungen neuer Baugebiete mit Regionalen Grün-
zügen oder Grünzäsuren sind aufgrund des Ausformungs-
spielraums (etwa 25 Meter) zulässig. Falls jedoch ein ge-
plantes Baugebiet weiter in einen Regionalen Grünzug hin-
einragt, ist das Ziel betroffen. Die Planerinnen/Planer der
Verbandsverwaltung schlagen den Kommunen nach inter-
nen Absprachen alternative Lösungen vor, z.B. die Festset-
zung von Grünflächen im Bebauungsplan. Eine Herausfor-
derung für die Planung ist es, für jede Fläche im Regionalen
Grünzug deren Freiraumfunktionen zu begründen. Bei Be-
sprechungen nehmen manchmal private Akteure teil, die
Vorhaben verwirklichen wollen, aber nur zusammen mit
den Kommunen. Falls eine Gemeinde ein Baugebiet im
Regionalen Grünzug oder der Grünzäsur umsetzen will,
für das es keine Alternativen gibt und das nicht mehr in
den Ausformungsspielraum fällt, gibt es die Möglichkeit
des Zielabweichungsverfahrens, welches im Fall Südlicher
Oberrhein häufiger angewendet wird als im Fall Oberland.
Allerdings rät das zuständige Regierungspräsidium Frei-
burg den Interviews zufolge in informellen Gesprächen im
Vorhinein auch von Vorhaben ab und verhindert dadurch
Zielabweichungsverfahren.

Regionale Grünzüge und Grünzäsuren tragen dazu bei,
die Siedlungsentwicklung in der Region Südlicher Ober-
rhein auf geeignete, wenig konfliktreiche Flächen zu len-
ken. Im Regionalverband wird jedoch Wert darauf gelegt,
die Abgrenzung der Festlegungen abzusprechen, einen klei-
nen Ausformungsspielraum zuzugestehen und in Einzelfäl-
len Zielabweichungsverfahren zu ermöglichen.

5 Diskussion
Im Hinblick auf die Forschungsfrage zeigt die Fallstudi-
enanalyse: Instrumente der überörtlichen Raumplanung
werden in situationsabhängigen Aushandlungsprozessen
umgesetzt, in denen Spielräume und alternative Lösun-
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gen ausgelotet werden. Dabei wird die Umsetzung der In-
strumente beeinflusst durch eine regionsspezifische Gemen-
gelage aus (i) übergeordneten und regionsspezifischen Dis-
kursen, (ii) verschiedenen Interessen der involvierten Akteu-
re, (iii) einem regionsspezifisches Zusammenwirken formel-
ler und informeller Instrumente und Prozesse und (iv) dem
Spannungsfeld zwischen übergeordnetem Kontext, überört-
lichem Steuerungsanspruch und kommunaler Planungsho-
heit.

In allen Fallstudien sind für die Umsetzung der betrach-
teten Instrumente Aushandlungsprozesse zwischen Raum-
planungsbehörden, Kommunen und seltener privaten Ak-
teuren wichtig, in denen Handlungs- und Ermessensspiel-
räume ausgelotet, aber auch Grenzen aufgezeigt werden.
Andere Autorinnen und Autoren bestätigen diesen Befund
(Oliveira/Hersperger 2018: 629; Wahrhusen 2021: 288). Die
Ergebnisse zeigen, dass formelle und informelle Planung
sich gegenseitig ergänzen und informelle Instrumente ge-
nutzt werden, um die Umsetzung verbindlicher Raumpla-
nungsinstrumente vorzubereiten, zu begleiten, notwendige
Anpassungen formeller Instrumente zu evaluieren oder die
Anwendung regulativer Instrumente zu vermeiden.

Wollen Kommunen oder andere Akteure Einzelvorhaben
trotz entgegenstehender Festlegungen in Raumordnungsplä-
nen verwirklichen, kann es zu Konflikten kommen. Vor-
haben der Siedlungsentwicklung, die den betrachteten ver-
bindlichen Instrumenten klar entgegenstehen, werden zwar
in allen Fällen untersagt. Aber Planerinnen und Planer re-
agieren auch auf diese Konflikte, indem sie sich intern vor-
besprechen und dann Alternativen aufzeigen (alle Fälle),
Ausformungs- und Ermessensspielräume nutzen (Südlicher
Oberrhein, St. Gallen) oder sich auf im Raumordnungsplan
festgelegte Ausnahmen berufen (Oberland). Beim Anbin-
degebot ist man in der Region Oberland um eine bayern-
weite Auslegungspraxis bemüht. Auch formelle Verfahren
können Konflikte zwischen verbindlichen Festlegungen und
Einzelvorhaben vermeiden. In den Fällen St. Gallen und Zü-
rich wird dafür der kantonale Richtplan jährlich revidiert,
im Fall Südlicher Oberrhein in Einzelfällen das Zielabwei-
chungsverfahren genutzt. Im Oberland sind die Festlegun-
gen des Regionalplans anscheinend so unkonkret und die
Ausnahmen zum Anbindegebot so zahlreich, dass es wohl
selten zu Konflikten kommt. Je konkreter Raumplanungsin-
strumente sind und je strikter ihre Anwendung, desto mehr
Konflikte können in der Umsetzung auftreten.

Unsere Ergebnisse bestätigen, dass die Umsetzung der
überörtlichen Raumplanung im Spannungsfeld zwischen
übergeordneten Rahmenbedingungen, regionalem Steue-
rungsanspruch und kommunaler Planungshoheit stattfindet
und Raumplanung damit ein klassisches Beispiel für „Multi-
level Governance“ ist (Pacione 2013: 76; van Straalen/Witte
2018: 161). Übergeordnete Diskurse und Vorgaben (z.B.

RPG-Teilrevision, Flächensparoffensive) stellen von oben
Weichen für die überörtliche Raumplanung. Gleichzeitig
muss von unten Spielraum für die kommunale Entwick-
lung verbleiben. Die Fälle gehen mit diesem Spannungs-
feld unterschiedlich um: Das bayerische Anbindegebot führt
aufgrund der Ausnahmen seltener zu Einschränkungen der
kommunalen Planungshoheit. Vor der RPG-Teilrevision ha-
ben im Kanton St. Gallen die bundesweiten Fruchtfolgeflä-
chen die Siedlungsentwicklung wohl stärker gesteuert als
der kantonale Richtplan. Im Gegensatz zu anderen Studi-
en (Pütz 2011: 183; Oliveira/Hersperger 2018: 629) haben
in unserer Fallstudienanalyse private Akteure eine unterge-
ordnete Rolle gespielt. Ein Grund hierfür könnte sein, dass
sich die untersuchten Instrumente zur Steuerung der Sied-
lungsentwicklung primär an Kommunen richten und private
Akteure in nachgelagerten Planungsverfahren stärker zum
Zuge kommen.

Mithilfe des Policy-Arrangement-Konzepts können wir
zeigen, dass sich der übergreifende Diskurs um das Flä-
chensparen und die Eindämmung der Zersiedelung in al-
len Fällen mit regionsspezifischen Diskursen überlagert.
Diese sich überlagernden Diskurse beeinflussen die Um-
setzung von Raumplanungsinstrumenten. So legitimiert der
Diskurs um den Kulturlandschaftsverbrauch im Fall Zürich
vermutlich das ARE, die 80-20-Regel konsequent umzuset-
zen und schwächt den Einfluss ländlicher Gemeinden. Im
Fall St. Gallen kollidiert die Umsetzung einer haushälteri-
schen Arbeitszonenbewirtschaftung mit dem Wunsch nach
mehr Arbeitsplätzen im Kanton und befördert die Revision
der Richtplaninstrumente.

Diese Arbeit bereichert die Literatur zum Policy-Arran-
gement-Konzept inhaltlich und methodisch. Inhaltlich ana-
lysieren viele Studien die vier Dimensionen (van Straa-
len/van den Brink/van Tatenhove 2016; Mustalahti/Cramm/
Ramcilovic-Suominen et al. 2017) oder die Einflussfakto-
ren auf die Umsetzung von Instrumenten (Boezeman/de
Vries 2019; Kießling/Wohlgemuth/Pütz 2021). Unsere Ana-
lyse hingegen fokussiert darauf, wie Planungsinstrumente
regional umgesetzt werden. Methodisch haben wir vier Fäl-
le in zwei Ländern betrachtet und konnten dadurch unter-
schiedliche regionale Praktiken mit ähnlichen übergeord-
neten Diskursen erklären. Bislang wurde das Policy-Ar-
rangement-Konzept vor allem für Einzelfallstudien genutzt
(Dang/Visseren-Hamakers/Arts 2016; Boezeman/de Vries
2019). Unser Zugang zu Governance-Prozessen bei der Um-
setzung von Raumplanungsinstrumenten könnte auch für an-
dere Planungsgebiete (z.B. Rohstoff- oder Energieplanung)
und andere Regionen und Länder von Interesse sein. Wir
plädieren für die Anwendung des Policy-Arrangement-Kon-
zepts in Fallstudienanalysen mit mehreren Fällen.

Die Ergebnisse weisen auf konzeptionelle Überschnei-
dungen zwischen dem Policy-Arrangement-Konzept und
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der Planungskulturforschung hin. Planungskulturen sind
Handlungsroutinen und informelle Normen, welche die
Praxis der Raumplanung prägen (Levin-Keitel/Othengrafen
2016: 77). Diese Handlungsroutinen lassen sich bei den
Dimensionen „Spielregeln“ (z.B. als informelle Normen,
Routinen) und „Diskurse“ (z.B. als Narrative) finden.
Aufgrund dieser Überschneidung kann das Policy-Arran-
gement-Konzept helfen, Routinen und informelle Normen
– z.B. geringer Steuerungsanspruch der Raumordnung in
Bayern oder kommunikativer Planungsstil im Kanton St.
Gallen – zu identifizieren und zu verstehen, woher diese
ihren Ursprung haben. So hat im Kanton St. Gallen ein Ein-
zelakteur den kommunikativen Planungsstil mit geprägt. In
Bayern hat die politisch gewollte Schwächung der Landes-
und Regionalplanung den geringen Steuerungsanspruch be-
fördert. Unsere Ergebnisse zeigen: Planungskulturen sind
nicht statisch, sondern wandeln sich bei Modifikationen
einzelner Dimensionen des Policy-Arrangement-Konzepts
wie veränderten gesellschaftlichen Diskursen. Das Kon-
zept sollte stärker genutzt werden, um die Entstehung von
Planungskulturen und ihre Veränderungen zu verstehen.

6 Schlussfolgerungen
Unsere Ergebnisse zeigen, dass es kein Patentrezept für
eine erfolgreiche überörtliche Steuerung der Siedlungsent-
wicklung gibt und nicht geben kann. Vielmehr müssen regi-
onsspezifische Lösungen gefunden werden. Die Änderung
übergeordneter Spielregeln sowie gesellschaftliche Diskur-
se fördern dieses Suchen nach regionsspezifischen Lösun-
gen, weil Akteure unter Handlungsdruck gesetzt werden.
Damit lässt sich die Idee des Policy-Arrangement-Konzepts,
dass übergreifende politische und gesellschaftliche Verän-
derungen in der alltäglichen Umsetzung ihren Niederschlag
finden, für unsere Analyse bestätigen. Planerinnen, Planer
und andere Akteure können veränderte Vorgaben oder Dis-
kurse als Gelegenheit nutzen, um neue Instrumente zu ent-
wickeln oder bestehende Instrumente anders umzusetzen.

Eine für Praxis und Forschung zentrale Herausforderung
zeigt dieses Paradox: Einerseits steigt aufgrund von sich
wandelnden Rahmenbedingungen (z.B. RPG-Teilrevision)
und einem immer detaillierteren Steuerungsanspruch der
Anpassungsbedarf bei Raumordnungsplänen. Andererseits
sind diese Pläne auf einen mittelfristigen Zeitraum angelegt.
Aus den Fällen Südlicher Oberrhein und Zürich haben wir
gelernt, dass sowohl Gesamtfortschreibungen als auch jähr-
liche Revisionen viele Akteure überfordern können. Auch
wenn es beim Umgang mit Änderungsbedarf situationsspe-
zifische Lösungen braucht, so lassen die Ergebnisse ver-
muten, dass Raumordnungspläne auf übergeordnete Diskur-
se reagieren müssen, um neue Instrumente auszuprobieren

oder bestehende Instrumente anpassen zu können (vgl. Fall
St. Gallen). Wenn sich in der Praxiserfahrung Probleme zei-
gen, müssen Instrumente korrigiert werden können. Viele
Verfahren zur Änderung von Raumordnungsplänen sind je-
doch langwierig. In Deutschland kommt hinzu, dass Regio-
nalpläne eine Art finalen Endzustand definieren und keine
sich noch in der Abwägung befindlichen Festlegungen auf-
nehmen können. Das Verständnis einer ,rollenden Planung‘
wie im Fall St. Gallen könnte ein erster Schritt in Richtung
einer anpassungsfähigeren und fehlerverzeihenden Raum-
planung in Deutschland sein. Möglicherweise helfen kapi-
telweise Fortschreibungen, wie es im Fall Oberland und im
Fall St. Gallen praktiziert wird. Es wäre interessant heraus-
zufinden, inwiefern die in den Schweizer Fällen identifizier-
ten Praktiken zum Umgang mit Änderungsbedarf auch für
die deutsche Raumplanung einen Mehrwert bieten könnten
oder inwiefern diese höhere Flexibilität die Beständigkeit
planerischer Festlegungen untergraben würde.

Dieser Beitrag hat gezeigt, dass neben Spielregeln und
Akteuren Diskurse eine zentrale Rolle dabei spielen, wie
Raumplanungsinstrumente umgesetzt werden. In jedem Fall
überlagern sich übergeordnete (z.B. Zersiedelung, Flächen-
sparen) mit regionsspezifischen Diskursen (z.B. mehr Ar-
beitsplätze, Käseglocke). Diese Diskurse können bewirken,
dass Akteure neue Planungsinstrumente entwickeln oder be-
stehende Planungsinstrumente anders umsetzen. So wurde
in Bayern infolge des Diskurses um das Flächensparen ein
Bedarfsnachweis für neue Baugebiete neu eingeführt.20 Im
Kanton Zürich hat der Diskurs um den Kulturlandschafts-
verbrauch dazu geführt, dass das schon lange bestehende
kantonale Siedlungsgebiet durch die 80-20-Regel nun an-
ders umgesetzt wird. Die Betrachtung von regionsspezifi-
schen Gemengelagen aus Akteuren, Spielregeln, Ressour-
cen und sich überlagernden Diskursen hilft, besser zu verste-
hen, wie Raumplanung funktioniert. Offen bleiben die Fra-
gen: Welche Typen von Umsetzungspraktiken gibt es? Wie
unterschiedlich setzen Regionen gleichartige Instrumente
um? Zukünftige Studien sollten sich mit diesen Fragen aus-
einandersetzen und dabei explizit Diskurse mitbetrachten.

Zuwendungen Swiss National Science Foundation (SNSF); Project
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